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BGB §§ 1374, 1375 i.d.F.d. GleichberG v. 18. Juni 1957» 
BGBl I 609

Eine Lebensversicherung unterliegt dem Zugewinnausgleich.

Das gilt auch dann, wenn ein Ehegatte sie zu dem Zweck 
abgeschlossen hat, gemäß Art. 2 § 1 AnVNG von der ge­
setzlichen Angestelltenversicherungspflicht befreit zu 
werden.
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Der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 27. Oktober 1976 durch 
den Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofes Dr. Hauß und 
die Richter Professor Johannsen, Dr. Bukow, Dr. Buchholz 
und Dr. Hoegen

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 14. Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
landesgerichts in Hamburg vom 18. April 1975 
wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien waren seit 1965 miteinander verhei­
ratet, Auf die im Juli 1972 erhobene Klage des Beklagten 
wurde ihre Ehe im Dezember 1972 aus dem überwiegenden 
Verschulden der Klägerin rechtskräftig geschieden.

Im vorliegenden Rechtsstreit verlangt die Kläge­
rin vom Beklagten Zugewinnausgleich. Die Parteien haben zu­
letzt nur noch darüber gestritten, ob auch eine Lebensver­
sicherung des Beklagten dem Zugewinnausgleich unterliegt. 
Der Beklagte hat sie mit Wirkung vom 1. Januar 1968 bei 
der Lebensversicherung-AG abgeschlossen, um
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von der Angestelltenversicherungspflicht befreit zu wer­
den. Der Rückkaufwert der Versicherung, die auf den Todes- 
und den Erlebensfall genommen ist, betrug bei Erhebung 
der Scheidungsklage 7 096,90 DM. Die Klägerin beansprucht 
die Hälfte hiervon, nämlich 3 548,45 DM nebst Zinsen. Bei­
de Vorinstanzen haben sie ihr zugesprochen.

Mit der zugelassenen Revision beantragt der Be­
klagte weiterhin, die Klage insoweit abzuweisen. Die Klä­
gerin bittet, das Rechtsmittel zurUckzuweisen.

Entscheidungsgründe;

Die Revision ist nicht begründet.

Die Lebensversicherung des Beklagten gehört zu 
seinem Endvermögen und zu seinem Zugewinn im Sinne der 
§§ 1375 Abs. 1 Satz 1, 1373 BGB; der noch streitige Be­
trag ist der Klägerin zu Recht gemäß § 1378 Abs. 1 BGB 
zuerkannt worden.

I.
Dem Anfangs- und dem Endvermögen eines Ehegat­

ten sind auch solche gesicherten Anwartschaftsrechte zu­
zurechnen, durch die der Ehegatte in dem maßgebenden 
Zeitpunkt bereits in bestimmter und bewertbarer Weise be­
reichert ist. Sie sind mit ihrem jeweiligen Zeitwert anzu­
setzen. Werden sie nach Eintritt des Güterstandes der Zu­
gewinngemeinschaft begründet oder erlangen sie erst nach
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diesem Zeitpunkt einen meßbaren Wert, so fällt beim Zu­
gewinnausgleich ihr voller Zeitwert ins Gewicht; waren 
sie damals schon mit einem bestimmten Wert begründet, 
so kommt für den Zugewinnausgleich die Wertsteigerung 
in Betracht, die sie wischen dem Beginn des Güterstan­
des und seiner Beendigung oder der Erhebung der Schei­
dungsklage (§§ 1376 Abs. 2, 1384 BGB) erfahren haben.
Ein solches Anwartschaftsrecht ist die Berechtigung ei­
nes Ehegatten aus einem von ihm abgeschlossenen Lebens­
versicherungsvertrag. Sie ist daher beim Zugewinnausgleich 
mit ihrem Zeitwert zu berücksichtigen. Das ist auch im 
Schrifttum weithin anerkannt (Erman/Heckelmann, BGB 6. Aufl. 
§ 1376 Rdn. 55 Gemhuber, Familienrecht 2. Aufl. 1971 
S. 377; Anm. zu LM BGB § 1376 Nr. 2 unter II.; Palandt/ 
Diederichsen, BGB 34. Aufl. § 1376 Anm. 5; Finke in RGRK,
12. Auflv und Soergel/Lange, BGB 10. Aufl., Jeweils § 1374 
Rdn. 7; Staudinger/Felgentraeger, BGB 10./II. Aufl. § 1374 
Rdn. 3; ebenso OLG Nürnberg NJW 1976, 899). Sind laufende 
Prämien zu entrichten, so kann der Ehegatte als Versiche­
rungsnehmer die Versicherung gemäß § 165 Abs. 1 W G  Jeder­
zeit kündigen; wenn, wie im vorliegenden Fall, Beiträge 
für mindestens drei Jahre gezahlt sind, ist der gegebe­
nenfalls zu gewährende Rückkaufwert (§4 Abs. 2 a ALB n.F.; 
vgl. auch § 6 Nr. 3 ALB a.F.) beim Zugewinnausgleich zu­
grunde zu legen. Der Fall, daß ein Ehegatte bei der von 
ihm abgeschlossenen Todes- und Erlebensfallversicherung 
ein unwiderrufliches, sofortiges Bezugsrecht für den an­
deren Ehegatten begründet hat und d i e s e m  daher 
der Anspruch auf den Rückkaufwert zusteht (BGHZ 45# 162), 
kann hier außer Betracht bleiben; denn ein unwiderrufli­
ches, sofortiges Bezugsrecht hat der Beklagte der Kläge­
rin ersichtlich nicht eingeräumt.
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II.

Die Revision meint, da der Beklagte die Lebens­
versicherung im vorliegenden Fall zu dem Zweck abgeschlos 
sen habe, Befreiung von der gesetzlichen Versicherungs­
pflicht der Angestellten zu erlangen, müsse sie vom Zu­
gewinnausgleich ebenso ausgenommen bleiben wie gesetz­
liche Pensions- und Rentenanwartschaften. Dem kann nicht 
gefolgt werden.

1. Anwartschaften auf Leistungen aus der gesetz 
liehen Rentenversicherung und auf Versorgungsbezüge aus 
einem Beamtenverhältnis sind nach ganz herrschender Mei­
nung zumindest im Regelfall beim Zugewinnausgleich aller­
dings nicht zu berücksichtigen (OLG Karlsruhe FamRZ 1974, 
306, vom erkennenden Senat gebilligt durch Verweigerung 
des Armenrechts für die Revision und durch deren Zurück­
weisung im Wege des Beschlusses nach dem EntlG, vgl. Anm. 
FamRZ 1974, 310 und zu LM BGB § 1376 Nr. 2 unter II.; LG 
Krefeld NJW 1974, 368; Gernhuber S. 377; Finke in RGRK 
§ 1365 Rdn. 27, § 1375 Rdn. 3; Soergel/Lange'§ 1376 Mn, 
15). Der Beklagte hat mit dem Abschluß der Lebensversi­
cherung unstreitig die Voraussetzungen für seine Befrei­
ung von der Angestelltenversicherungspflicht geschaffen, 
wie sie in Art. 2 § 1 Satz 1 Buchst, b des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom'23. Februar 1957 
(AnVNG; BGBl I 88) i.d.F. des Art. 2 § 2 Nr. 1 des Fi­
nanzänderungsgesetzes vom 21. Dezember 1967 (BGBl I 1259) 
niedergelegt sind. Die Befreiung wurde ihm von der Bundes 
Versicherungsanstalt für Angestellte auch antragsgemäß ge 
währt. Das Anwartschaftsrecht aus der befreienden Versi­
cherung kann aber im Rahmen des Zugewinnausgleichs den 
Versorgungsanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung oder dem Beamtenverhältnis nicht gleichgestellt 
werden.
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Die befreiende Lebensversicherung unterliegt 
nicht den Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung, 
sondern dem Versicherungsvertragsrecht. Befreiungsversi­
cherung und gesetzliche Rentenversicherung unterscheiden 
sich, wie das Berufungsgericht zutreffend dargelegt hat, 
auch im übrigen wesentlich voneinander. Der Revision ist 
allerdings zuzugeben, daß diese Unterschiede hier nur inso­
weit von Bedeutung sind, als sie auch eine unterschiedliche 
Behandlung hinsichtlich des Zugewinnausgleichs rechtferti­
gen, Bei der Entscheidung dieser Frage aufgrund des gelten­
den Rechts müssen die §§ 1587 ff. BGB i.d.F. des Ersten Ge­
setzes zur Reform des Ehe- und Familienrechts vom 14. Ju­
ni 1976 (BGBl I 1421), die nach Maßgabe des Art. 12 Nr. 3 
Abs. 3 des Gesetzes erst ab dessen Inkrafttreten am 1. Ju­
li 1977 (Art. 12 Nr. 13 Buchst, a) anzuwenden sind, außer 
Betracht bleiben. Denn sie können nicht etwa als gesetzli­
che Fassung oder FortSchreibung einer bereits in der Praxis 
eingeleiteten Rechtsentwicklung angesehen werden; die hier 
vorgesehene Form des Versorgungsausgleichs zwischen geschie­
denen Eheleuten ist vielmehr eine echte gesetzgeberische 
Neuschöpfung.

Die Rechtfertigung für die nach geltendem Recht 
unterschiedliche Behandlung der Anwartschaften aus der be­
freienden Lebensversicherung einerseits sowie aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung und dem Beamtenverhältnis anderer­
seits muß aus den Gründen abgeleitet werden, aus denen die 
letzteren dem Zugewinnausgleich entzogen sind.

a) Das Oberlandesgericht Karlsruhe (FamRZ 1974,
306) hat diese Sonderstellung für die Sozialversicherung im 
wesentlichen wie folgt begründet: Es handle sich nicht um 
eine freiwillige Versicherung, sondern um eine "aufgezwun- 
genew Daseinsvorsorge. Die Anwartschaften aus der Sozialver-
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Sicherung gehörten wie die privatrechtlichen gesetzlichen 
Unterhaltsansprüche zu der von der Rechtsprechung gewähr­
ten Lebensversorgung. Ihr stehe die Daseinsvorsorge durch 
freiwillige rechtsgeschäftliche Vermögensbildung gegen­
über. Bei der gesetzlichen Lebensversorgung kenne das gel­
tende Recht keinen Versorgungsausgleich. Zu Lebzeiten des 
sozialversicherten Ehegatten habe der andere Ehegatte an 
der Versorgung nur in Gestalt des Unterhaltsanspruchs teil; 
beim Tode des versicherten Ehegatten stehe dem anderen, 
sofern der Unterhaltsanspruch erlösche, ein eigener An­
spruch auf Witwen- oder Witwerrente zu. Das geltende Recht 
habe diesen Anspruch nach dem Schuldprinzip gestaltet. Da­
gegen erfolge der sonstige Vermögensausgleich im Scheidungs 
fall im Wege des Zugewinnausgleichs ohne Rücksicht auf Ver­
schulden.

b) Der erkennende Senat ist dieser Rechtsauffas­
sung in den bereits erwähnten, nicht näher begründeten Be­
schlüssen vom 23. November 1973 und 18. März 1974 - IV ZR 
24/73 - beigetreten. Er hält hieran nach erneuter Überprü­
fung fest.

Der Zwangscharakter der gesetzlichen Rentenver­
sicherung b zw. Versorgungsregelung als solcher könnte es 
wohl noch nicht rechtfertigen, die hieraus erwachsenden 
Anwartschaften vom Zugewinnausgleich nach den Vorschrif­
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs auszunehmen. Dies ist Je­
doch aus anderen Gründen geboten. Die öffentlich-rechtli­
chen Versorgungsansprüche der bezeichneten Art unterliegen 
einer eigens auf sie zugeschnittenen Regelung, wie sie in 
den gesetzlichen Vorschriften des Sozialversicherungsrechts 
und des Beamtenrechts niedergelegt ist. Diese Vorschriften 
regeln auch die etwaige Versorgung des geschiedenen Ehe­
gatten und der Hinterbliebenen des Versicherten bzw. Ver-



 ̂f

-  8 -

sorgungsanwärters (vgl. insbesondere §§ 592, 593 Abs. 2,
595, 1265, 1266 Abs. 2, 1267 RVO, §§ 42, 43 Abs. 2 44 AVG;
§§ 125, 126 BGB). Sie kommt erst nach dessen Tod in Betracht. 
Die Empfänger haben dann ein eigenes Recht darauf. Hierbei 
wird, soweit es"sich um den geschiedenen Ehegatten handelt, 
teilweise unmittelbar darauf abgestellt, in welchem Maße 
dieser an der Scheidung schuld ist, im übrigen darauf, ob 
der verstorbene Ehegatte ihm Unterhalt zu gewähren oder 
gewährt hatte. Zu Lebzeiten des Versicherten hat der ande­
re Ehegatte an der Versorgung nur mittelbar, nämlich in 
der Form des Unterhaltsempfangs teil. Die unmittelbare Teil­
habe des geschiedenen Ehegatten an der Versorgung ist so­
mit erst für den typischen Bedarfsfall vorgesehen und we­
sentlich dadurch gekennzeichnet, daß sie an das Unterhalts­
recht, teilweise auch direkt an das Schuldprinzip angelehnt 
ist. Mit dieser Regelung ist eine "Aufteilung” vor Eintritt 
des jeweiligen Versicherungsfalls, die von diesen Kriterien 
losgelöst ist, nach geltendem Recht nicht vereinbar. Dieses 
erfaßt die genannten Anwartschaften nicht als eine Angele­
genheit der Vermögensbildung und - im Fall der Eheschei­
dung - des allgemeinen Vermögensausgleichs, sondern aus­
schließlich als eine Angelegenheit der Versorgung, welche 
bisher außerhalb des Bürgerlichen Gesetzbuchs besonders ge­
regelt ist (vgl. auch LG Krefeld NJW 1974, 368). Ein Zu­
gewinnausgleich scheidet daher insoweit aus.

Diese Rechtsauffassung steht im Einklang damit, 
daß die Anwartschaften auf Rente aus der Sozialversicherung 
und auf Beamtenpension,, deren Verwirklichung von künftigen 
ungewissen Umständen abhängt, nach ihrem typischen Erschei­
nungsbild in der allgemeinen Einschätzung noch nicht als 
gesicherte Gegenstände jederzeit möglicher Vermögensver­
fügungen erscheinen. Daran ändert nichts, daß etwa die An-



- 9 -

wartschaft auf Beamtenpension bereits eine gewisse Kredit­
grundlage sein kann, noch ehe der Beamte Versorgungsempfän- 
ger ist. Das beruht weniger auf der Annahme eines gegen­
wärtigen Vermögenswerts als auf der Erwartung künftiger 
Einkünfte, die als solche nicht Gegenstand des (Vermögens-) 
Zugewinnausgleichs sind (vgl. Finke in RGRK § 1375 Rdn. 3,
§ 1365 Rdn. 27; Soergel/Lange § 1376 Rdn. 15)* Ebensowenig 
schlägt der Hinweis der Revision auf § 152 BGB und entspre­
chende landesrechtliche Vorschriften durch. Der Sonderfall, 
daß eine verheiratete Beamtin, die antragsgemäß entlassen 
wird, eine gewisse Abfindung erhalten kann, beeinflußt die 
bezeichnete Einschätzung der fraglichen Anwartschaften 
nicht wesentlich.

2. Die Anwartschaft aufgrund eines Lebensversiche­
rungsvertrages unterscheidet sich von den Anwartschaften 
auf Sozialversicherungsrente oder Beamtenpension grundle­
gend.

a) Das Gesetz sieht für die Lebensversicherung 
keine Vorschriften über die Bezugsberechtigung des Versi­
cherten und seiner Hinterbliebenen vor, die den Bestimmun­
gen der gesetzlichen Rentenversicherung und des Beamtenrechts 
vergleichbar wären. Es überläßt die Ausgestaltung grundsätz­
lich den Vertragspartnern. Die Bezugsberechtigung, etwa des 
geschiedenen Ehegatten, ist hier vom Gesetz selbst weder in 
zeitlicher noch in sachlicher Hinsicht mit dem Unterhalts­
oder Versorgungsrecht oder dem Schuldprinzip verknüpft und 
besonders geregelt worden. Es steht daher anders als bei 
den genannten Anwartschaften auf gesetzliche Versorgung 
nichts im Wege, das Anwartschaftsrecht aus einer Lebens­
versicherung in den Zugewinnausgleich einzubeziehen. Daß 
der ausgleichsberechtigte Ehegatte, wie im vorliegenden
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Fall, aus seinem überwiegenden Verschulden geschieden ist 
und auf Unterhalt verzichtet hat, ist hiernach grundsätz­
lich unerheblich.

Zweck der Lebensversicherung ist zwar auch die 
Vorsorge für das Alter und den Todesfall. Die Lebensversi­
cherung wird jedoch darüber hinaus mit Recht auch als ein 
Mittel zur Bildung gegenwärtigen, in gewissem Umfang als­
bald nutzbar zu machenden Vermögens angesehen. Sie kann 
durch Gewinnanteile erhöht werden. Auch der Rückkaufwert 
einer Lebensversicherung, in dem sich ihr jeweiliger Wert 
vor Eintritt des Versicherungsfalls ausdrückt, ist ein 
fester Begriff im Rahmen geläufigen VermögensVerständnis­
ses. Dem entspricht es, daß die Lebensversicherung gegebe­
nenfalls der Geldentwertung ausgesetzt ist, während die 
Renten der Sozialversicherung und die Beamtenpensionen 
gesetzlich angepaßt zu werden pflegen.

b) Diese Erwägungen gelten auch für die Lebens­
versicherung, durch die Befreiung von der gesetzlichen 
Angestelltenversicherungspflicht erlangt worden ist.

Zwar ist die befreiende Lebensversicherung nach 
dem Sinn des Art. 2 § 1 Satz 1 Buchst, b AnVNG zunächst 
als Funktionsersatz für die gesetzliche Angestelltenversi­
cherung anzusehen. Das ändert aber nichts an ihrem Wesen 
als einer vertraglichen Lebensversicherung des Privatver­
sicherungsrechts, für die allein dessen Vorschriften und 
Grundsätze und nicht diejenigen des Sozialversicherungs­
rechts oder des Beamtenrechts gelten. Die Befreiung von 
der Angestelltenversicherungspflicht setzte nur voraus, 
daß der Angestellte die Lebensversicherung für sich und 
seine Hinterbliebenen für den Todes- und Erlebensfall 
abschloß und für die Versicherung nach dem Vertrag min­
destens ebensoviel aufzuwenden war, wie Beiträge zur
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Rentenversicherung zu zahlen gewesen wären« Die Lebens­
versicherung braucht hinsichtlich ihrer Leistlingen bei 
Eintritt des Versicherungsfalls der Rentenversicherung 
wirtschaftlich nicht gleichzustehen« Die Befreiung von 
der gesetzlichen Versicherungspflicht bleibt auch dann be­
stehen, wenn ihre Voraussetzungen später wegfallen, ja 
selbst wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten aus 
dem Versicherungsvertrag nicht erfüllt und damit den Ver­
sicherungsschutz aufs Spiel setzt (vgl« §§ 38, 39 W G  und 
zu alledem BSGE 23, 241, 243 f«)« Dem Versicherungsnehmer 
ist es auch hier sogar unbenommen, die Lebensversicherung 
einschließlich der vorgesehenen Begünstigungen in Zukunft 
abzuändem oder aufzuheben, insbesondere nach § 165 Abs. 1 
W G  zu kündigen und nach § 4 Abs. 2 Buchst, a ALB n.F. den 
Rückkaufwert zu beanspruchen; ein entsprechendes Verbot 
hätte als ein tiefgehender Eingriff in die Vertragsfreiheit 
im Gesetz ausdrücklich ausgesprochen werden müssen (BGHZ 
30, 330, 333; BSGE aaO S. 243). Auf diese Rechtslage hat 
das Berufungsgericht zutreffend hingewiesen.

Sinn und Zweck der befreienden Lebensversiche­
rung nach Art. 2 § 1 AnVNG sind mit dem Bundessozialge­
richt darin zu sehen, daß Angestellte, die infolge der Er­
höhung der Versicherungspflichtgrenze erstmals oder wieder 
versicherungspflichtig geworden sind, für eine gewisse 
Übergangszeit die Möglichkeit erhalten sollten, die Sorge 
für den Fall des Alters oder des Todes i n  e i g e ­
n e r  V e r a n t w o r t u n g  zu gestalten. Ist ein 
Angestellter nach Abschluß einer den Voraussetzungen die­
ser Vorschrift entsprechenden Lebensversicherung von der ge­
setzlichen Versicherungspflicht befreit worden, so ist 
er aus dem Bereich der Angestelltenversicherung ausge-
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schieden und in den privaten Versicherungsbereich über­
getreten, Damit fällt der Gegenstand der Versicherung 
nicht mehr unter die Sonderregelung des Sozialversi­
cherungsrechts , sondern unter das Versicherungsvertrags­
recht. Das Gesetz nimmt es hin, daß der Angestellte 
selbst ihn hier eigenverantwortlich ebenso regelt, wie 
wenn eine gesetzliche Versicherungspflicht nicht bestan­
den hätte. Dann kann die Anwartschaft aus dem befreien­
den Versicherungsvertrag auch güterrechtlich nicht wie 
eine Anwartschaft auf gesetzliche Angestelltenrente, son­
dern nur so wie die Anwartschaft aus einem sonstigen Le­
bensversicherungsvertrag behandelt werden. Sie unterliegt 
damit dem Zugewinnausgleich. Der insoweit gegenteiligen 
Ansicht des Landgerichts Krefeld (NJW 1974, 368) kann 
aus den dargelegten Gründen nicht gefolgt werden.

3. Zu Unrecht meint die Revision, dieses Ergeb­
nis widerspreche dem im Sozialstaatsprinzip verankerten 
Recht eines jeden Bürgers auf angemessene Altersversor­
gung und dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.

Das Sozialstaatsprinzip verlangt offensichtlich 
nicht gesetzliche, staatliche Altersversorgung für jeder­
mann. Vielmehr entspricht es gerade dem freiheitlichen 
Charakter des sozialen Rechtsstaats, individuelle Ei­
genverantwortlichkeit für eine bestimmte Gruppe von An­
gestellten, die wegen ihrer wirtschaftlichen und sozia­
len Lage eines Schutzes gegen die Wechselfälle des Le­
bens nicht unbedingt bedürfen, und einen Spielraum für 
private Initiative anzuerkennen (in diesem Sinne mit 
Recht auch BSGE 23, 241, 246). Das ist in Art. 2 § 1 
Satz 1 Buchst, b AnVNG geschehen.
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Der Gleichheitssatz ist ebenfalls nicht verletzt 
Die hinsichtlich des Zugewinnausgleichs unterschiedliche 
Behandlung von Personen mit Anwartschaften aus (auch be­
freienden) Lebensversicherungen und Personen mit Versor­
gungsanwartschaften aus der Sozialversicherung oder einem 
Beamtenverhältnis ist nicht willkürlich, sondern nach gel­
tendem Recht wegen sachlicher Unterschiede geboten. Ein 
Verstoß gegen den Gleichheitssatz läge vom Rechtsstand­
punkt des Senats aus auch in dem von der Revision erwähn­
ten Fall nicht vor, daß von zwei als Angestellte versiche­
rungspflichtigen Ehegatten der eine eine befreiende Lebens 
Versicherung entsprechend Art. 2 § 1 AnVNG abschließt, der 
andere dagegen nicht. Die unterschiedliche Behandlung der 
Anwartschaften der beiden Partner beim Zugewinnausgleich 
ist nach den oben dargelegten sachlichen Unterschieden 
auch hier gerechtfertigt. Zutreffend weist die Klägerin in 
der Revisionserwiderung darauf hin, daß dies auch vom wirt 
schaftlichen Ergebnis her nicht imbillig ist. Denn der Ehe 
gatte, der hier Zugewinnausgleich von dem "befreiten” an­
deren Ehegatten bezüglich dessen Lebensversicherung ver­
langen könnte, wahrt andererseits durch Fortsetzung der 
eigenen Sozialversicherung auch für den Partner die An­
wartschaft auf eventuellen Rentenbezug nach den Vorschrif­
ten für geschiedene Ehegatten des Versicherten, die bei 
Wahrnehmung der Befrefuiigsmöglichkeit gerade verloren­
geht.
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4. Soweit der Zugewinnausgleich nach den Um­
ständen des Einzelfalles grob unbillig wäre oder die so­
fortige Erfüllung der Ausgleichsforderung den Schuldner 
besonders hart treffen würde, kann durch Anwendung der 
Vorschriften der §§ 1381, 1382 BGB geholfen werden. Daß 
dafür im vorliegenden Fall Anlaß bestünde, ist jedoch 
nicht ersichtlich. Auch die Revision hat insoweit nichts 
Konkretes vorgebracht.

Dr. Hauß ist in den Ruhe­
stand getreten und dadurch Johannsen
verhindert zu unterschreiben

Johannsen

Dr. Bukow Dr. Buchholz Dr. Hoegen
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